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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Das Ende 2004 verabschiedete Gesetz über die Einführung des Öffentlichkeitsprinzips
in der Bundesverwaltung wurde nach einigen Verzögerungen auf den 1. Juli in Kraft
gesetzt. Gemäss dem Bundesrat hatten namentlich Bedenken und Einwände von
Datenschutzfachleuten eine raschere Vorgehensweise verhindert. Die von den
Datenschützern, welche bei Streitfällen als Schlichtungsinstanz fungieren, erhobene
Forderung nach zusätzlichen Stellen lehnte die Regierung ab. (Siehe dazu auch die
Antwort auf die Interpellation Wicki (cvp, LU)). 1

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 23.03.2006
HANS HIRTER

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Rücktritte
24 Nationalräte und 14 Ständeräte traten auf das Legislaturende hin aus ihrem Rat
zurück. Unter den zurücktretenden Nationalräten versuchte nur Liliane Maury-Pasquier
(sp/ps, GE) NR/CN) den Übertritt in den Ständerat. Die FDP hatte im Nationalrat 6
Rücktritte und im Ständerat 5 Rücktritte zu verzeichnen. Bei der SP traten 6
Nationalräte und 3 Ständeräte zurück, bei der CVP 3 Nationalräte und 4 Ständeräte, bei
der SVP 6 Nationalräte und 2 Ständeräte. Bei den Grünen trat eine Nationalrätin zurück.
Die Rücktrittsquote betrug insgesamt im Nationalrat 12% und im Ständerat 30,4%.
Diese Quote ist im Vergleich zu 2003 in beiden Räten gesunken, insbesondere im
Nationalrat gab es viel weniger Rücktritte. Jedoch reichten einige bekannte
Parlamentarier ihren Rücktritt ein. Unter den zurücktretenden Ständeräten waren Trix
Heberlein (fdp, ZH), Hans Fünfschilling (fdp, BL), Thomas Pfisterer (fdp, AG), Françoise
Saudan (fdp, GE), Christiane Langenberger (fdp, VD), Christiane Brunner (sp, GE), Hans
Lauri (svp, BE), Hans Hofmann (svp, ZH) und Franz Wicki (cvp, LU). Auf eine Wiederwahl
in den Nationalrat verzichteten unter anderen Gerold Bührer (fdp, SH), Peter Vollmer
(sp, BE), Remo Gysin (sp, BS), Hermann Weyeneth (svp, BE), Rolf Hegetschweiler (fdp,
ZH), Jean-Paul Glasson (fdp, FR), Michel Béguelin (sp, VD) und Barbara Haering (sp, ZH). 2

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Landesverteidigung

Militärorganisation

Le Conseil des Etats a adopté un postulat Wicki (pdc, LU), qui demandait au Conseil
fédéral de présenter au parlement un rapport sur la mise en œuvre des obligations
militaires dans le cadre de la réforme de l’armée. Le député a notamment demandé au
gouvernement s’il était disposé à examiner, notamment au vu du nombre élevé de
recrues déclarées inaptes au service militaire, la transformation des obligations
militaires en une obligation générale de servir pour les hommes en faveur de la
population, à condition que les effectifs de l’armée soient maintenus. 3

POSTULAT
DATUM: 05.12.2005
ELIE BURGOS
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Börsen

Der Ständerat verabschiedete als Erstrat ohne Gegenstimmen die vom Bundesrat im
Vorjahr beantragte Revision des Börsengesetzes mit dem Ziel Insidergeschäfte weiter
zu fassen. Börsengeschäfte sind demnach auch strafbar, wenn sie aufgrund von
speziellen Kenntnissen über bevorstehende sinkende Kurse getätigt werden. Noch vor
diesem Beschluss hatte der Ständerat, gegen den Willen des Bundesrates, eine Motion
Wicki (cvp, LU) für eine Totalrevision der Insiderartikel im Strafgesetzbuch (Art. 161 und
161bis) überwiesen. Das Ziel dieser Überarbeitung soll es sein, die Bestimmungen
griffiger zu machen, um Insidergeschäfte wirksamer zu bekämpfen. Der Bundesrat hatte
dagegen argumentiert, dass er vor der Einleitung einer Totalrevision die Ergebnisse
einer noch laufenden Überprüfung durch Spezialisten aus dem EFD und dem EJPD
abwarten möchte. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.2007
HANS HIRTER

Als Zweitrat hiess auch der Nationalrat die Teilrevision des Börsengesetzes mit dem
Ziel, Insidergeschäfte weiter zu fassen, ohne Widerspruch gut. Er überwies ebenfalls
die vom Ständerat im Vorjahr akzeptierte Motion Wicki (cvp, LU) für eine Totalrevision
der Insiderartikel im Strafgesetzbuch. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2008
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Sommersession gab der Nationalrat diskussionslos einer parlamentarischen
Initiative der CVP-Fraktion Folge, welche im Rahmen einer Unternehmenssteuerreform
II insbesondere eine Halbierung der steuerlichen Doppelbelastung des Risikokapitals,
eine Erleichterung der Unternehmernachfolge bei Einzelfirmen und
Personengesellschaften und eine Verbesserung des Beteiligungsabzugs verlangt. Im
Winter erklärte Bundesrat Merz anlässlich der Diskussion zu einer Interpellation Wicki
(cvp, LU), dass die Vernehmlassung zum letzten Jahr in Konsultation gegebenen
Vorentwurf einer Unternehmenssteuerreform II für keine der drei vorgeschlagenen
Varianten eine klare Mehrheit ergeben habe. Basierend auf der aber inzwischen
vorliegenden Einigung zwischen den Kantonen und dem Finanzdepartement
beabsichtige die Regierung, in der ersten Hälfte des kommenden Jahres ihre Botschaft
zu präsentieren, damit das Parlament noch im gleichen Jahr die Beratungen aufnehmen
könne. Voraussetzung sei, dass der Gesamtbundesrat der Vorgehensweise des
Finanzdepartements folge und weiterhin beim Unternehmer und nicht bei der
Unternehmung eine steuerliche Entlastung anstrebe. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Obschon Bundesrat Merz das Parlament um einen klaren Richtungsentscheid in der
Frage der Familienbesteuerung und eines allfälligen Wechsels hin zur
Individualbesteuerung gebeten hatte, überwiesen die Räte bis im Herbst mehrere sich
teilweise widersprechende Motionen: Während die FDP-Fraktion die Einführung der
Individualbesteuerung verlangte, forderten die Christlichdemokraten eine
Gleichstellung der Ehepaare unabhängig vom System (Mo. 04.3380). Donzé (evp, BE)
(Mo. 04.3263) schlug zur Aufhebung der Diskriminierung von Ehepaaren gegenüber
Konkubinatspaaren die Prüfung eines Vollsplittings und die Einführung eines
Kinderabzuges vom Steuerbetrag vor. Ein Begehren der SP (Mo. 03.3616), welches pro
Kind ebenfalls einen Abzug nicht vom steuerbaren Einkommen, sondern vom
Steuerbetrag sowie die Einführung der Individualbesteuerung ohne Zwischenstufe des
Splittings vorsah, wurde vom Nationalrat hingegen abgelehnt, ebenso wie die in der
CVP-Motion enthaltene Forderung nach einer Entlastung der Familien. Auf Zustimmung
stiess jedoch eine Motion Meier-Schatz (cvp, SG) (Mo. 04.3632), welche den Kantonen
die Wiedereinführung des vor wenigen Jahren gestrichenen Ausbildungsabzugs
ermöglicht. Der Ständerat überwies einen Vorstoss seiner WAK (Mo. 05.3464), welcher
Sofortmassnahmen zur Reduktion der Diskriminierung bei der Ehegattenbesteuerung
verlangt. Gemäss Kommissionssprecher Wicki (cvp, LU) verschliesse sich die
Finanzdirektorenkonferenz der Diskussion um den Systemwechsel nicht, doch hege sie
aufgrund der befürchteten Steuerausfälle Vorbehalte gegenüber der

MOTION
DATUM: 28.09.2005
MAGDALENA BERNATH
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Individualbesteuerung. Zudem brauche der Systemwechsel Zeit; die Kantone rechneten
für die nötige Gesetzesänderung und die Umsetzung der Verwaltungspraxis mit einer
Frist von bis zu zehn Jahren. 7

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Le Conseil des Etats s'est attaqué en mars à la révision partielle de la Loi sur la
circulation routière (LCR). Cette dernière a été approuvée à la majorité et envoyée au
National. Il a notamment accepté à l'unanimité l'introduction d'une période d'essai
pour l'obtention finale du permis. Durant ce laps de temps, le National a aussi accepté
par 29 voix contre 9 la proposition de la Commission d'appeler les apprentis
conducteurs à suivre des cours de perfectionnement obligatoires. Ces cours ne seront
pas seulement sur la conduite, mais aussi psychologiques.

Le Conseil des Etats a également accepté de donner la compétence au Conseil fédéral
de fixer les limites maximales pour l'incapacité à conduire. Le taux maximum de
proportion de volant ne sera pas écrit dans la LCR, mais sera fixé par le Conseil Fédéral.
Pour gérer les différents cas d'accident, il a été décidé que le DETEC introduira des
mesures administratives plus unitaires à un niveau national pour définir les cas qui
porteront sur une simple amende ou la révocation du permis. La Chambre haute s'est
par contre élevée contre le projet fédéral en acceptant la proposition de Wicki (pdc,
LU) par 16 voix contre 15. Celle-ci concède une diminution de la durée de révocation du
permis pour les conducteurs professionnels qui ont commis une infraction
moyennement grave. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.2000
PHILIPPE BERCLAZ

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Einstimmig verabschiedete der Ständerat eine Motion Wicki (cvp, LU), welche verlangt,
dass der Bundesrat die qualifizierten psychologischen Berufe auf eidgenössischer
Ebene adäquat und transparent regelt. Wicki machte geltend, die psychische
Gesundheit sei ein zu schützendes Gut, weshalb es anerkannte Qualitätsnormen
brauche, um Missbräuchen und Schädigungen entgegenzuwirken. Bundesrätin Dreifuss
verwies auf bereits laufende gesetzgeberische Arbeiten und war bereit, die Motion
entgegen zu nehmen. Der Nationalrat überwies sowohl diese wie auch eine analoge
Motion Triponez (fdp, BE) (Mo. 00.3615). 9

MOTION
DATUM: 26.11.2001
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im Plenum des Ständerates war Eintreten unbestritten. Auch in der Diskussion war sich
der Rat einig, dass die Finanzierung der Spitäler besser geregelt werden muss. Dabei
wurden die Vorschläge der Kommission von den Ratsmitgliedern mehrheitlich gut
aufgenommen. Es lagen jedoch drei Anträge auf Rückweisung an die Kommission vor.
Leuenberger (sp, SO) und Hess (fdp, OW) forderten, dass die Kommission mit den
Kantonen eine tragfähige Lösung für die Spitalfinanzierung finden solle; Wicki (cvp, LU)
verlangte lediglich eine geeignete Vernehmlassung bei den Kantonen zum
Kommissionsvorschlag. Der Antrag Wicki obsiegte gegenüber den beiden anderen
Anträgen. Die Rückweisung erfolgte schliesslich mit 36 zu 1 Stimmen. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.09.2005
MARIANNE BENTELI
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Die kleine Kammer überwies im Frühjahr eine Motion Wicki (cvp, LU) für einen
Titelschutz für Psychologieberufe zur adäquaten und transparenten Regelung der
qualifizierten Psychologieberufe auf eidgenössischer Ebene. Im Winter wurden dieser
Vorstoss sowie eine gleichlautende Motion Triponez (fdp, BE) im Nationalrat
gutgeheissen. Dem seit Jahren von den Berufsverbänden geforderten staatlichen
Schutz des Berufstitels „Psychologe“ konnte damit ein Schritt näher gekommen werden.
Hingegen befand sich das 1998 vom Bundesrat in Auftrag gegebene Psychologiegesetz
beim Bundesamt für Gesundheit nach wie vor im Anfangsstadium. 11

MOTION
DATUM: 25.11.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im Mai bestimmte die CVP mit dem Freiburger Ständerat Urs Schwaller erstmals einen
Vertreter der kleinen Kammer zum neuen Fraktionschef. Der langjährige ehemalige
kantonale Finanzdirektor, der dem Parlament erst seit 15 Monaten angehört, löste den
im März in die Walliser Regierung gewählten Jean-Michel Cina ab. Zur neuen
Vizepräsidentin wurde neben den Bisherigen Ständerat Franz Wicki (LU) und
Nationalrätin Chiara Simoneschi (TI) die Thurgauer Nationalrätin Brigitte Häberli
gewählt. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.05.2005
MAGDALENA BERNATH
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